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gegeben, die sich gegen die Erhebung 
von Rundfunkgebühren für ein in ih-

-

der Innenstadt Göttingens eine Fach-

Rundfunkgebühren. Der Nord-deut-
sche Rundfunk wollte jedoch weitere 
Gebühren für das in ihrem PKW be-

Es handele sich um ein gebühren-

-

es anderweitig in Ausübung ihrer 

sie es ausschließlich für private Zwe-

-

Bestandteil ihres Betriebsvermögens 
sei, dürfe sie nicht anders behandelt 
werden als abhängig beschäftigte Ar-
beitnehmer, deren Rundfunkgeräte in 

seien, argumentierte die Klägerin. 
-
-

seien nur dann rundfunk-gebühren-
-

würden. Die Fahrten der Klägerin 

Praxis seien dem privaten Bereich 
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Urteil des Amtsgerichts Kiel
Parodontal-Screeening-Index analog berechnungsfähig

-

Rechtsstreit einer Patientin gegen ihre 
private Krankenversicherung ging es 
um die Frage der Rechtmäßigkeit der 

des Parodontal-Screenig-Index (PSI) 
-

„Erstellen eines Mundhygienestatus 

-
ten, argumentierte der behandelnde 

des Zustands des marginalen Paro-

Beurteilung der Mundhygiene, so 

-
ner gutachterlichen Stellungnahme 

Mundhygiene-Status und des PSI 
an, ebenso wie die Analogberech-

dass das Urteil rechtskräftig ist (AG 
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Gebühren für 
Autoradio zahlen

-
-

ihrer informationellen Selbstbe-

-
dungserklärung verweigern können.

-

Gericht über die Beschwerde einer 

-
gert hatte.

-
geboten hatte, statt der allgemeinen 

-
mächtigungen für jedes Auskunftser-

-
cherung nicht ausreichend.

-
-

cherungsnehmerin vor Gericht und 
-

richten.
-

verfassungsgericht sieht die Be-
schwerdeführerin in ihrem Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung 

Zugleich hat das Gericht mit dem 
-

rer bestätigt, für die Prüfung von 

-

sachdienlichen Informationen ver-

Schweigepflichtentbindungserklä-

-
formationellen Selbstbestimmung 
eine Alternative angeboten werden.

Diese kann insbesondere darin 
-
-
-

Das Bundesverfassungsgericht 

-
bundenen höheren Kosten und die 

-
dungserklärung ablehnt. Die Kosten 
dürften allerdings nicht so hoch sein, 
dass sie einen informellen Selbst-

-

-
lung entsprechender Informationen, 

wissen wird, ob vorgelegte Erklä-
rungen noch unwiderrufen sind oder 

-
fassungsgericht geforderten Alterna-

-
terhin für jede Rückfrage von Kran-
kenversicherungen sich konkrete auf 

-
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